
Ausschreibungspflicht 
 
 
Die Stadt hätte die Leistungen, die Performa Nord übertragen werden sollen ausschreiben 
müssen.  
 
Das ist nicht geschehen.  
 
Senat und Magistrat berufen sich auf § 108 des Gesetzes über Wettbewerbsbeschränkun-
gen (siehe Anhang). Darin heißt es unter anderem, dass auf eine Ausschreibung verzichtet 
werden kann, wenn der Vertrag eine Zusammenarbeit zwischen den beteiligten öffentlichen 
Auftraggebern begründet oder erfüllt, um sicherzustellen, dass die von ihnen zu erbringen-
den öffentlichen Dienstleistungen im Hinblick auf die Erreichung gemeinsamer Ziele ausge-
führt werden. 
 
Es geht also um eine individualrechtlich begründete (horizontale) Zusammenarbeit gleichge-
ordneter öffentlicher Auftraggeber. Beide öffentlichen Auftraggeber müssen in dieser Zu-
sammenarbeit tatsächlich eine öffentliche Dienstleistung erbringen.  
 
Öffentliche Dienstleistungen sind Leistungen, die in Bezug auf die Daseinsvorsorge erbracht 
werden. Der Begriff der „Öffentlichkeit“ ist hier eng verknüpft mit der Gemeinwohlorientierung 
der zu erbringenden Leistung.  
Die Zahlung eines Entgeltes/Gehaltes stellt keine Erbringung einer öffentlichen Dienstleis-
tung dar.   
 
Nach der Verwaltungsvereinbarung gibt es bei den Abrechnungen auch nur einen Auftrag-
geber, die Stadt Bremerhaven und einen Auftragnehmer, das ist Performa Nord. Beide ver-
einbaren eine Dienstleistung gegen Entgelt. Aber selbst in der Konstellation wird die Dienst-
leistung von Performa Nord nicht im Hinblick auf die Erreichung gemeinsamer Ziele ausge-
führt. Das gemeinsame Ziel liege in einem einheitlichen Controlling der Personalkosten, der 
Vereinheitlichung von Strukturen und der Gewinnung von Synergieeffekten.  
 
Soweit in den aufgeführten Punkten überhaupt von „Zielen“ gesprochen werden kann, han-
delt es sich nicht um Ziele von Performa Nord, sondern beim Controlling um ein Ziel der Fi-
nanzsenatorin, die weder Auftraggeberin noch Auftragnehmerin ist.  Außerdem werden 
Strukturen, wie bereits vorstehend begründet, nicht vereinheitlicht, sondern im Gegenteil 
geteilt und anstelle von Synergieeffekten entsteht ein Mehraufwand, der sich in einem wirt-
schaftlichen Nachteil für die Stadt Bremerhaven ausdrückt. Auf das macht deutlich, dass 
keinesfalls von der „Erreichung gemeinsamer Ziele“ die Rede sein kann, denn es gehört 
zweifellos zu den vorrangigen Zielen des Auftraggebers „Stadt Bremerhaven“ den eigenen 
Haushalt zu entlasten und nicht den Mehrausgaben zu belasten.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Anhang 

§ 108 GWB 

Ausnahmen bei öffentlich-öffentlicher Zusammenarbeit 

(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen, die von ei-
nem öffentlichen Auftraggeber im Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 an eine juristische Person 
des öffentlichen oder privaten Rechts vergeben werden, wenn 

  
1. der öffentliche Auftraggeber über die juristische Person eine ähnliche Kontrolle wie 

über seine eigenen Dienststellen ausübt, 

  

2. mehr als 80 Prozent der Tätigkeiten der juristischen Person der Ausführung von Auf-
gaben dienen, mit denen sie von dem öffentlichen Auftraggeber oder von einer ande-
ren juristischen Person, die von diesem kontrolliert wird, betraut wurde, und 

 
 

3. an der juristischen Person keine direkte private Kapitalbeteiligung besteht, mit Aus-
nahme nicht beherrschender Formen der privaten Kapitalbeteiligung und Formen der 
privaten Kapitalbeteiligung ohne Sperrminorität, die durch gesetzliche Bestimmungen 
vorgeschrieben sind und die keinen maßgeblichen Einfluss auf die kontrollierte juristi-
sche Person vermitteln. 

(2) Die Ausübung einer Kontrolle im Sinne von Absatz 1 Nummer 1 wird vermutet, wenn der 
öffentliche Auftraggeber einen ausschlaggebenden Einfluss auf die strategischen Ziele und 
die wesentlichen Entscheidungen der juristischen Person ausübt. Die Kontrolle kann auch 
durch eine andere juristische Person ausgeübt werden, die von dem öffentlichen Auftragge-
ber auf gleiche Weise kontrolliert wird. 

(3) Absatz 1 gilt auch für die Vergabe öffentlicher Aufträge, die von einer kontrollierten juristi-
schen Person, die zugleich öffentlicher Auftraggeber im Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 ist, 
an den kontrollierenden öffentlichen Auftraggeber oder an eine von diesem öffentlichen Auf-
traggeber kontrollierte andere juristische Person vergeben werden. Voraussetzung ist, dass 
keine direkte private Kapitalbeteiligung an der juristischen Person besteht, die den öffentli-
chen Auftrag erhalten soll. Absatz 1 Nummer 3 zweiter Halbsatz gilt entsprechend. 

(4) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen, bei denen 
der öffentliche Auftraggeber im Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 über eine juristische Person 
des privaten oder öffentlichen Rechts zwar keine Kontrolle im Sinne des Absatzes 1 Nummer 
1 ausübt, aber 

 
  

1. der öffentliche Auftraggeber gemeinsam mit anderen öffentlichen Auftraggebern über 
die juristische Person eine ähnliche Kontrolle ausübt wie jeder der öffentlichen Auf-
traggeber über seine eigenen Dienststellen, 

  

2. mehr als 80 Prozent der Tätigkeiten der juristischen Person der Ausführung von Auf-
gaben dienen, mit denen sie von den öffentlichen Auftraggebern oder von einer ande-
ren juristischen Person, die von diesen Auftraggebern kontrolliert wird, betraut wurde, 
und 

  
3. an der juristischen Person keine direkte private Kapitalbeteiligung besteht; Absatz 1 

Nummer 3 zweiter Halbsatz gilt entsprechend. 

(5) Eine gemeinsame Kontrolle im Sinne von Absatz 4 Nummer 1 besteht, wenn 

  
1. sich die beschlussfassenden Organe der juristischen Person aus Vertretern sämtlicher 

teilnehmender öffentlicher Auftraggeber zusammensetzen;  
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ein einzelner Vertreter kann mehrere oder alle teilnehmenden öffentlichen Auftragge-
ber vertreten, 

  

2. die öffentlichen Auftraggeber gemeinsam einen ausschlaggebenden Einfluss auf die 
strategischen Ziele und die wesentlichen Entscheidungen der juristischen Person aus-
üben können und 

  
3. die juristische Person keine Interessen verfolgt, die den Interessen der öffentlichen 

Auftraggeber zuwiderlaufen. 

(6) Dieser Teil ist ferner nicht anzuwenden auf Verträge, die zwischen zwei oder mehreren 
öffentlichen Auftraggebern im Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 geschlossen werden, wenn 

 
  

1. der Vertrag eine Zusammenarbeit zwischen den beteiligten öffentlichen Auftragge-
bern begründet oder erfüllt, um sicherzustellen,  
dass die von ihnen zu erbringenden öffentlichen Dienstleistungen im Hinblick auf die 
Erreichung gemeinsamer Ziele ausgeführt werden, 

  
2. die Durchführung der Zusammenarbeit nach Nummer 1 ausschließlich durch Überle-

gungen im Zusammenhang mit dem öffentlichen Interesse bestimmt wird und 

  
3. die öffentlichen Auftraggeber auf dem Markt weniger als 20 Prozent der Tätigkeiten 

erbringen, die durch die Zusammenarbeit nach Nummer 1 erfasst sind. 

(7) Zur Bestimmung des prozentualen Anteils nach Absatz 1 Nummer 2, Absatz 4 Nummer 2 
und Absatz 6 Nummer 3 wird der durchschnittliche Gesamtumsatz der letzten drei Jahre vor 
Vergabe des öffentlichen Auftrags oder ein anderer geeigneter tätigkeitsgestützter Wert her-
angezogen. Ein geeigneter tätigkeitsgestützter Wert sind zum Beispiel die Kosten, die der 
juristischen Person oder dem öffentlichen Auftraggeber in dieser Zeit in Bezug auf Liefer-, 
Bau- und Dienstleistungen entstanden sind. Liegen für die letzten drei Jahre keine Angaben 
über den Umsatz oder einen geeigneten alternativen tätigkeitsgestützten Wert wie zum Bei-
spiel Kosten vor oder sind sie nicht aussagekräftig, genügt es, wenn der tätigkeitsgestützte 
Wert insbesondere durch Prognosen über die Geschäftsentwicklung glaubhaft gemacht wird. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten entsprechend für Sektorenauftraggeber im Sinne des § 100 
Absatz 1 Nummer 1 hinsichtlich der Vergabe von öffentlichen Aufträgen sowie für Konzessi-
onsgeber im Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 1 und 2 hinsichtlich der Vergabe von Kon-
zessionen. 
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